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Beschlussprotokoll�der�39.�Sit-
zung�der�Gemeindevertretung�
der�Gemeinde�Petershagen/Eg-
gersdorf�vom�9.�Februar�2023.�

öffentlicher�Teil

06/39/287/23
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Petershagen/
Eggersdorf beschließt die Änderung der Geschäftsord-
nung der Gemeindevertretung vom 26.09.20�9 in fol-
gender Form:

§ 2 wird ein neuer Absatz 2 beigefügt:

„Mitglieder der Gemeindevertretung, die der Teilnahme 
am elektronischen Sitzungsbetrieb zugestimmt haben, 
erhalten die Ladung zu Sitzungen der Gemeindevertre-
tung mindestens sechs volle Tage vor dem Sitzungstag, 

den Tag der Absendung nicht mitgerechnet, per E-Mail. 
Die regelmäßige Ladungsfrist gilt als gewahrt, wenn die 
Ladung am siebten Tage vor dem Sitzungstag an das 
durch das Gemeindevertretungsmitglied mitgeteilte E-
Mailpostfach übermittelt wurde.
Sollte das mitgeteilte E-Mailpostfach nicht empfangs-
bereit sein und die Gemeindeverwaltung hiervon Kennt-
nis erhalten, wird unverzüglich eine Ladung auf postali-
schem Wege veranlasst. Die Ladungsfrist gilt in diesem 
Fall als gewahrt.“

Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3;
der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4;
der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

Absatz 5 wird in Satz � zwischen den Wörtern „zwei“ 
und „Tage“ das Wort „volle“ hinzugefügt. Es werden 
folgende Sätze 3 und 4 hinzugefügt: „Die Zustellung 
erfolgt per Boten an die Meldeadresse der Mitglieder 
der Gemeindevertretung, die nicht am elektronischen 
Sitzungsbetrieb teilnehmen. Mitglieder, die am elektro-
nischen Sitzungsbetrieb teilnehmen, werden zusätz-
lich mündlich oder fernmündlich über den Termin der 
Sitzung und die Bereitstellung der Sitzungsunterlagen 
informiert.“

Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6.

Es wird ein neuer Absatz 7 beigefügt:
„Es soll kalenderjährlich ein Sitzungsterminplan späte-
stens in der letzten Sitzung des Vorjahres beschlossen 
werden. Für Sitzungen, die über die Wahlperiode hin-
ausgehen, gelten die Termine als Empfehlung.“

§ �9 wird ein neuer Absatz 4 beigefügt:
„Die Regelungen des § 2 Abs. 2 gelten für den Versand 
der Ladung zu Sitzungen des Hauptausschusses ana-
log mit der Maßgabe, dass die Ladung mindestens vier 
volle Tage vor dem Sitzungstag, den Tag der Absen-
dung nicht mitgerechnet, übermittelt wurde.“   

06/39/288/23
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Petershagen/
Eggersdorf beschließt die in der Anlage befindlichen 
Sitzungstermine für die Gemeindevertretung für das 
Jahr 2023. 

06/39/289/23
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Petersha-
gen/Eggersdorf beschließt, den Hauptausschuss der 
Gemeinde mit der Vorbereitung des Beschlusses der 
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Vorschlagsliste zur Wahl der Schöffinnen und Schöffen 
für die Wahlperiode 0�.0�.2024-3�.�2.2028 zu beauf-
tragen.

Die Gemeindevertretung wird am 27.04.2023 eine Son-
dersitzung zum Beschluss der Vorschlagsliste durchfüh-
ren. 

06/39/290/23
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Petershagen/
Eggersdorf beschließt, das Vorkaufsrecht nach § 24 
Abs. � Nr. � Baugesetzbuch (BauGB) an der in der An-
lage gekennzeichnete Teilfläche mit ca. 250 m² des Flur-
stücks 346 der Flur 4 in der Gemarkung Eggersdorf zu 
einem Verkehrswert von 5,72 €/ m² auszuüben. 

06/39/291/23
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Petershagen/
Eggersdorf beschließt die Schaffung einer Ehrenamts-
stelle zur Berufung einer Ortschronistin oder eines Orts-
chronisten. 

Die Ehrenamtsstelle soll als „Beauftragter Ortschronist“ 
in der Hauptsatzung aufgenommen werden. Der „Beauf-
tragte Ortschronist“ erhält eine Aufwandsentschädigung 
gemäß der „Entschädigungssatzung Ehrenamt“, wie für 
die anderen Beauftragten der Gemeindevertretung fest-
gelegt. Die Veröffentlichungshoheit für den Ortschronist 
obliegt der Gemeindevertretung. Die beschließenden 
Aufgaben dazu obliegen dem Hauptausschuss.

nichtöffentlicher�Teil

06/39/292/23*
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Petershagen/
Eggersdorf beschließt zu einem gerichtlichen Vergleich. 

*  Beschluss  wird  in  seinem  wesentlichen  Inhalt  wiederge-
geben.

Beschlussprotokoll�der�Sitzung�
des�Hauptausschusses�der��
Gemeindevertretung�der��
Gemeinde�Petershagen/Eggers-
dorf�vom�28.�Februar�2023.�

HA/06/38/02/24
Der Hauptausschuss der Gemeinde Petershagen/Egg-
ersdorf beschließt, folgende Person als Ombudsperson 
zu bestimmen:

- Frau Angelika Rupp im Seniorenzentrum  
„Kläre Weist“

Geschäftsordnung�der�Gemeindevertretung�
der�Gemeinde�Petershagen/�Eggersdorf

I Gemeindevertretung

§ 1 Gemeindevertreterinnen  
und Gemeindevertreter

(�) Die Mitglieder der Gemeindevertretung haben 
gemäß § 3� Abs. � der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf) die ihnen 
aus der Mitgliedschaft in der Gemeindever-
tretung erwachsenen Pflichten zu erfüllen. Sie 
haben insbesondere an den Sitzungen der Ge-
meindevertretung und der Ausschüsse, denen 
sie angehören, teilzunehmen.

(2) Im Falle ihrer Verhinderung haben Mitglieder der 
Gemeindevertretung vor der Sitzung die vorsit-
zende Person zu benachrichtigen. Bei Sitzungen 
der Ausschüsse ist zugleich ein Stellvertreter zu 
benachrichtigen.

(3) Die Zuständigkeiten der Gemeindevertretung 
werden in § 28 BbgKVerf allgemein definiert. Eine 
gesondert geregelte Aufgabe der Gemeindever-
tretung ist gemäß § 29 BbgKVerf die Kontrolle 
der Verwaltung. Nach § 6� Abs. 2 BbgKVerf ist 
die Gemeindevertretung Dienstvorgesetzte und 
oberste Dienstbehörde des Bürgermeisters.
Jede Gemeindevertreterin und jeder Gemeinde-
vertreter hat gemäß § 30 Abs. 3 BbgKVerf das 
Recht, in der Gemeindevertretung sowie in den 
Ausschüssen, in denen sie Mitglied sind, das 
Wort zu ergreifen, Vorschläge einzubringen, Fra-
gen und Anträge zu stellen und sie zu begründen 
(aktives Teilnahmerecht) sowie bei Beschlüssen 
das Stimmrecht auszuüben. Sie haben das 
Recht, auch an nichtöffentlichen Sitzungen der 
Ausschüsse, in denen sie nicht Mitglied sind, 
ohne Rede- und Stimmrecht teilzunehmen (pas-
sives Teilnahmerecht).

§ 2 Einberufung der Gemeindevertretung 

(�) Die vorsitzende Person der Gemeindevertretung 
beruft die Sitzungen der Gemeindevertretung 
ein. Die Ladung muss den Mitgliedern minde-
stens  sechs volle Tage vor dem Sitzungstag, 
der Tag der Absendung nicht mitgerechnet, 
schriftlich zugehen (regelmäßige Ladungsfrist). 
Die regelmäßige Ladungsfrist gilt als gewahrt, 
wenn die Ladungen am  siebenten Tag vor der 
Sitzung zur Post gegeben und die zuletzt be-
kannt gegebenen Anschriften verwandt worden 
sind.
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(2) Mitglieder der Gemeindevertretung, die der Teil-
nahme am elektronischen Sitzungsbetrieb zuge-
stimmt haben, erhalten die Ladung zu Sitzungen 
der Gemeindevertretung mindestens sechs volle 
Tage vor dem Sitzungstag, den Tag der Absen-
dung nicht mitgerechnet, per E-Mail. Die regel-
mäßige Ladungsfrist gilt als gewahrt, wenn die 
Ladung am siebten Tage vor dem Sitzungstag 
an das durch das Gemeindevertretungsmitglied 
mitgeteilte E-Mailpostfach übermittelt wurde. 

 Sollte das mitgeteilte E-Mailpostfach nicht emp-
fangsbereit sein und die Gemeindeverwaltung 
hiervon Kenntnis erhalten, wird unverzüglich 
eine Ladung auf postalischem Wege veranlasst. 
Die Ladungsfrist gilt in diesem Fall als gewahrt.

(3) Die Gemeindevertretung ist unverzüglich einzu-
berufen, wenn

a) mindestens ein Fünftel der gesetzlichen 
Anzahl der Gemeindevertreterinnen und 
Gemeindevertreter oder der Bürgermei-
ster oder

b) - wenn seit der letzten Sitzung der Ge-
meindevertretung mindestens drei Mo-
nate vergangen sind - mindestens ein 
Zehntel der gesetzlichen Anzahl der 
Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter oder eine Fraktion 

  unter Angabe des Beratungsgegenstandes die 
Einberufung verlangen.

(4) Der Ladung sind neben der Tagesordnung 
Beschlussvorlagen zu den einzelnen Tages-
ordnungspunkten beizufügen; ergänzende 
Unterlagen können in Ausnahmefällen auch 
nachgereicht werden. Diese sollen den Mitglie-
dern der Gemeindevertretung 48 Stunden vor 
der Sitzung zugegangen sein. Eilvorlagen mit ei-
ner entsprechenden Begründung der Eilbedürf-
tigkeit sollen den Mitgliedern der Gemeindever-
tretung in der Regel 24 Stunden vor der Sitzung 
zugegangen sein.

(5) In dringenden Angelegenheiten kann die La-
dungsfrist auf zwei volle Tage vor dem Sitzungs-
tag verkürzt werden (vereinfachte Einberufung). 
Die Dringlichkeit ist in der Ladung zu begründen. 
Die Zustellung erfolgt per Boten an die Meldea-
dresse der Mitglieder der Gemeindevertretung, 
die nicht am elektronischen Sitzungsbetrieb 
teilnehmen. Mitglieder, die am elektronischen 
Sitzungsbetrieb teilnehmen, werden zusätzlich 
mündlich oder fernmündlich über den Termin 
der Sitzung und die Bereitstellung der Sitzungs-
unterlagen informiert.

(6) Für Mitglieder der Gemeindevertretung, die am 
elektronischen Sitzungsbetrieb teilnehmen, wer-

den die Beschlussvorlagen zur jeweiligen La-
dungsfrist im Ratsinformationssystem der Ge-
meinde in digitaler Form zur Verfügung gestellt. 
Mit der Einstellung im Ratsinformationssystem 
gelten die Unterlagen als der Ladung beigefügt.

(7) Es soll kalenderjährlich ein Sitzungsterminplan 
spätestens in der letzten Sitzung des Vorjahres 
beschlossen werden. Für Sitzungen, die über 
die Wahlperiode hinausgehen, gelten die Ter-
mine als Empfehlung.

§ 3 Tagesordnung der Gemeindevertretung 

(�) Die Gemeindevertretung gibt sich in der Regel 
einen jährlichen Arbeitsplan, um grundsätzliche 
bzw. sich wiederholende Problemstellungen ef-
fektiv behandeln zu können. Der Jahresarbeits-
plan dient mit als Grundlage für die Gestaltung 
der jeweiligen Tagesordnung der Sitzungen der 
Gemeindevertretung. Der Jahresarbeitsplan ist 
in der Regel in der Januarsitzung der Gemein-
devertretung zu behandeln und zu beschließen.

(2) Die vorsitzende Person der Gemeindevertre-
tung setzt gemäß § 35 Abs. � Satz � BbgKVerf 
die Tagesordnung der Gemeindevertretung im 
Benehmen mit dem Bürgermeister unter Be-
achtung des Jahresarbeitsplanes fest. In die 
Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände 
aufzunehmen, die bis zum Ablauf des zehnten 
Tages vor dem Tag der Sitzung von

a) mindestens einem Zehntel der ge-
setzlichen Anzahl der Gemeindever-
treterinnern und Gemeindevertreter 
oder

b) einer Fraktion der Gemeindevertre-
tung oder

c) dem Bürgermeister
 der vorsitzenden Person der Gemeindevertre-

tung benannt wurden. Die Benennung soll in der 
Regel in Textform erfolgen.

(3) Etwaige Beschlussvorlagen zu den Tagesord-
nungspunkten sollen in Textform vorliegen und  
mindestens den Betreff, Antragsstellerin oder 
Antragssteller, soweit in Ausschüssen beraten, 
die Beratungsfolge in den Ausschüssen, den Be-
schlussantrag und eine Begründung, gegebenen-
falls  unter Darstellung der Beratungsergebnisse im 
Ausschuss, enthalten. Beschlussvorlagen müssen 
darüber hinaus die Auswirkungen auf den Haus-
halt mit Produkt und Kostenstelle darstellen. 

(4) Tagesordnungspunkte dürfen gemäß § 35 Abs. 
2 Satz 3 BbgKVerf nur mit Zustimmung der ein-
reichenden Person oder Personengruppe, die 
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die Aufnahme des Tagesordnungspunktes ver-
anlasst hat, abgesetzt werden.

(5) Beschlussanträge (z.B. ergänzende, abwei-
chende oder Verweisungsanträge) zu den in die 
Tagesordnung aufgenommenen Beschlussvor-
lagen können gemäß § 30 BbgKVerf Abs. 3 Satz 
� von jedem Mitglied der Gemeindevertretung 
gestellt werden.

(6) Soweit es sich nicht um eine dringende, un-
aufschiebbare Angelegenheit handelt, sind die 
Vorschläge bei Nichteinhaltung der Frist in die 
Tagesordnung der darauf folgenden Sitzung 
aufzunehmen.

§ 4 Zuhörerinnen und Zuhörer

(�) An den öffentlichen Sitzungen der Gemeindever-
tretung können Zuhörerinnen und Zuhörer nach 
Maßgabe der vorhandenen Plätze teilnehmen.

(2) Zuhörerinnen und Zuhörer sind außerhalb der 
Einwohnerfragestunde nicht berechtigt, das 
Wort zu ergreifen oder sich an den Beratungen 
zu beteiligen. Sie dürfen die Beratung nicht stö-
ren und keine Zeichen des Beifalls oder Missfal-
lens geben. Zuhörerinnen und Zuhörer, welche 
die Ordnung stören, können von der vorsitzen-
den Person der Gemeindevertretung aus dem 
Sitzungssaal gewiesen werden.

§ 5 Einwohnerfragestunde; Anhörung  
von Betroffenen und Sachverständigen

(�) Die nach den Regelungen der Hauptsatzung 
der Gemeinde durchzuführende Einwohnerfra-
gestunde findet in der Regel vor der Behand-
lung der Tagesordnungspunkte des öffentlichen 
Teils der Sitzung der Gemeindevertretung (vgl. § 
7 Abs. 2 Pkt. i) statt. Die Einwohnerfragestunde 
soll 30 Minuten nicht überschreiten. Die Rede-
zeit jeder und jedes Einzelnen ist auf 3 Minuten 
zu begrenzen. Im Rahmen der Einwohnerfrage-
stunde ist den Einwohnerinnen und Einwohnern 
auch Gelegenheit zu geben, Anregungen und 
Hinweise vorzubringen.

(2) Beschließt die Gemeindevertretung, zu einzel-
nen Tagesordnungspunkten zum Gegenstand 
der Beratung Betroffene oder Sachverständige 
zu hören, ist die Anhörung zu beenden, bevor 
Beratung und Abstimmung über den Gegen-
stand beginnen.

§ 6 Anfragen der Mitglieder  
der Gemeindevertretung 

(�) Jede Gemeindevertreterin und jeder Gemein-
devertreter kann Anfragen in allen  Angelegen-
heiten,  in  denen  die Verbandskompetenz  der  
Gemeinde  gegeben ist, an den Bürgermeister 
richten. Anfragen,  die  in  der  folgenden  Sit-
zung  der Gemeindevertretung  beantwortet  
werden sollen,  müssen  dem  Bürgermeister 8 
volle Tage vor der Sitzung in Textform vorliegen. 

(2) Anfragen  werden  in  der  Sitzung  der Gemein-
devertretung  unter  dem Tagesordnungspunkt 
„Beantwortung von Anfragen nach § 6 der Ge-
schäftsordnung“ behandelt. Das Mitglied der 
Gemeindevertretung kann seine gestellte  An-
frage  vortragen  und begründen.  Die  Antwort  
des Bürgermeisters wird verlesen oder deren 
wesentlicher Inhalt vorgetragen und der Fra-
gestellerin/dem Fragesteller sowie den übrigen 
Mitgliedern der Gemeindevertretung übergeben. 
Darüber hinaus sind mit Ausnahme nicht öffent-
lich zu behandelnder Teile die Anfragen und die 
Antworten im Bürgerinformationssystem der 
Gemeinde zu veröffentlichen. 

(3) Fragen, die in der Sitzung  gestellt werden, sol-
len unmittelbar beantwortet werden. Ist das 
nicht möglich, erhält die einreichende Person im 
Laufe der folgenden �4 Tage eine Antwort. Die 
Gemeindevertretung ist in der folgenden Sitzung 
über die Beantwortung dieser Anfragen zu un-
terrichten.

§ 7 Sitzungsablauf

(�) Die vorsitzende Person eröffnet, leitet die Ver-
handlung und schließt die Sitzungen der Ge-
meindevertretung. In den Sitzungen handhabt 
sie die Ordnung und übt das Hausrecht aus (§ 
37 Abs. � BbgKVerf). Im Falle ihrer Verhinderung 
treten die Stellvertretungen in der Reihenfolge 
ihrer Benennung als Erste oder Zweite Stellver-
tretung an ihre Stelle.

(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind 
grundsätzlich in folgender Reihenfolge durchzu-
führen:

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der 
Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der 
Anwesenheit und der Beschlussfähig-
keit,

b) Entscheidung über eventuelle Ände-
rungs- und Ergänzungsanträge zur Ta-
gesordnung des öffentlichen Teils der 
Sitzung, Feststellung der Tagesordnung
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c) Entscheidung gemäß § 42 Abs. 3 Satz 
2 BbgKVerf über eventuelle Einwendun-
gen gegen die Niederschrift über den 
öffentlichen Teil der letzten Sitzung

d) Informationen des Vorsitzes der Ge-
meindevertretung

e) Bericht des Bürgermeisters
f) Einwohnerfragestunde 
g) Informationen der Vorsitzenden der 

Fraktionen und Ausschüsse
h) Behandlung von Anfragen gem. § 6 die-

ser Geschäftsordnung
i) Behandlung der Tagesordnungspunkte 

des öffentlichen Teils der Sitzung,
j) Entscheidung über eventuelle Ände-

rungs- und Ergänzungsanträge zur Ta-
gesordnung des nicht öffentlichen Teils 
der Sitzung 

k) Entscheidung gemäß § 42 Abs. 3 Satz 
2 BbgKVerf über eventuelle Einwendun-
gen gegen die Niederschrift über den 
nicht öffentlichen Teil der letzten Sitzung

l) Behandlung von nicht öffentlich zu be-
antwortenden Anfragen gem. § 6

m) Behandlung der Tagesordnungspunkte 
des nicht öffentlichen Teils der Sitzung

n) Schließung der Sitzung

(3) Der Bericht des Bürgermeisters soll regelmäßig 
enthalten: 
 besondere Vorkommnisse
-  Stand der wesentlichen kommunalen Bauvor-

haben
-  Veräußerungen von Vermögensgegenständen 

der Gemeinde
-  Wahrnehmung von Sitzungen und Rechten in 

Organisationen, denen die Gemeinde ange-
hört.

§ 8 Behandlung der Tagesordnungspunkte,  
Unterbrechung und Vertagung

(�) Die Gemeindevertretung kann die Tagesord-
nungspunkte

a) durch die Entscheidung in der Sache 
abschließen,

b) zur Beratung in einen Ausschuss ver-
weisen oder

c) ihre Beratung vertagen.

(2) Der Verweisungsantrag geht dem Vertagungs-
antrag, dieser dem Antrag auf Entscheidung in 
der Sache vor. Wird einem Antrag stattgegeben, 
sind die bei der Antragstellung vorliegenden 
Wortmeldungen noch zuzulassen.

(3) Die vorsitzende Person kann die Sitzung der Ge-
meindevertretung unterbrechen. Auf Antrag von 

einem Drittel ihrer anwesenden Mitglieder oder 
einer Fraktion muss sie die Sitzung unterbre-
chen. Bei einer weiteren Unterbrechung ist für 
den Antrag die Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder der Gemeindevertretung erforderlich. Die 
Unterbrechung soll nicht länger als �5 Minuten 
dauern.

(4) Nach 23 Uhr werden keine weiteren Tagesord-
nungspunkte aufgerufen. Der in der Beratung 
befindliche Tagesordnungspunkt wird abschlie-
ßend behandelt. Die Gemeindevertretung kann 
gemäß § 34 Abs. 5 der BbgKVerf mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder die Unterbre-
chung der Sitzung und deren Fortsetzung zur 
Behandlung der noch offenen Tagesordnungs-
punkte an einem anderen Termin beschließen 
(Fortsetzungssitzung). Der Beschluss muss Zeit 
und Ort der Fortsetzungssitzung bestimmen. 
Für die Fortsetzungssitzung erfolgt keine er-
neute Ladung. Soll keine Fortsetzungssitzung 
beschlossen werden, sind die noch nicht aufge-
rufenen Tagesordnungspunkte in der nächsten 
Sitzung der Gemeindevertretung an vorderer 
Stelle auf die Tagesordnung zu setzen.

(5) Beratungen zum Haushalt sollen in  der Regel im 
Oktober mit einem vollständigen Vorbericht be-
ginnen;  die erste Haushaltsplanlesung soll in der 
Regel im November erfolgen.  Änderungsanträge  
zum  Haushaltsplanentwurf  sollen  spätestens bei 
dieser zweiten Beratung gestellt werden.

§ 9 Redeordnung

(�) Reden darf nur, wer von der vorsitzenden Per-
son der Gemeindevertretung das Wort erhalten 
hat. Wortmeldungen erfolgen durch Handaufhe-
ben.

(2) Die vorsitzende Person erteilt das Wort nach der 
Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit nicht 
mit Zustimmung der oder des Redeberechtigten 
hiervon abgewichen wird. Das Wort zur Ge-
schäftsordnung ist jederzeit zu erteilen und darf 
sich nur auf den in der Beratung befindlichen 
Tagesordnungspunkt beziehen. Es darf dadurch 
keine Rednerin bzw. kein Redner unterbrochen 
werden.

(3) Dem Bürgermeister ist auch außerhalb der Rei-
he der Wortmeldungen jederzeit das Wort zu er-
teilen.

(4) Den Dienstkräften der Gemeinde ist das Wort zu 
erteilen, wenn der Bürgermeister dies wünscht. 

(5) Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
tern ist das Wort zum gleichen Tagesordnungs-
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punkt in der Regel nicht mehr als drei Mal zu 
erteilen; Verständnisfragen an Antragstellende 
gelten nicht als Redebeitrag.

(6) Anderen Teilnehmenden an der Sitzung der Ge-
meindevertretung  kann  auf  Antrag  des Vorsit-
zes,  des  Bürgermeisters,  einer Fraktion  oder  
eines der Mitglieder der Gemeindevertretung  
durch  Beschluss  der  Gemeindevertretung  das 
Rederecht zu bestimmten Tagesordnungspunk-
ten erteilt werden.

§ 10 Sitzungsleitung 

(�) Die vorsitzende Person der Gemeindevertretung 
kann Rednerinnen und Redner, die vom Ver-
handlungsgegenstand abweichen, zur Sache 
rufen.

(2) Ist ein Mitglied der Gemeindevertretung in ei-
ner Sitzung dreimal zur Sache gerufen worden, 
so hat ihm die vorsitzende Person das Wort zu 
entziehen und darf es ihr oder ihm in derselben 
Aussprache zum selben Gegenstand nicht wie-
der erteilen.

(3) Die vorsitzende Person der Gemeindevertretung 
kann ein Mitglied der Gemeindevertretung zur 
Ordnung rufen, dessen Verhalten den ordnungs-
gemäßen Ablauf der Sitzung stört.

(4) Ist ein Mitglied der Gemeindevertretung in einer 
Sitzung der Gemeindevertretung dreimal zur 
Ordnung gerufen worden, kann ihr oder ihm die 
vorsitzende Person für die Dauer der Sitzung 
das Wort entziehen oder sie/ihn des Raumes 
verweisen.

§ 11 Abstimmungen 

(�) Es wird offen abgestimmt (i.d.R. durch Hand-
aufheben unter Verwendung von Abstimmungs-
karten). Auf Verlangen eines Mitgliedes der Ge-
meindevertretung ist vor jeder Abstimmung der 
Antrag zu verlesen. Bei der Abstimmung stellt 
die vorsitzende Person der Gemeindevertretung 
die Anzahl der Mitglieder fest, die

a) dem Antrag zustimmen,
b) den Antrag ablehnen oder
c) sich der Stimme enthalten.

Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der 
Abstimmung angezweifelt, so muss die offene 
Abstimmung vor Behandlung des nächsten Ta-
gesordnungspunktes wiederholt werden.

(2) Auf Verlangen von mindestens 2 Mitgliedern der 
Gemeindevertretung oder einer Fraktion ist na-
mentlich abzustimmen.

(3) Liegen zu dem Tagesordnungspunkt Ände-
rungs- und Ergänzungsanträge vor, wird zuerst 
über den Antrag abgestimmt, der von dem An-
trag der Sitzungsvorlage am weitesten abweicht. 
Bei Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit fi-
nanziellen Auswirkungen hat der den Vorrang, 
der Mehrausgaben oder Mindereinnahmen be-
wirkt. In Zweifelsfällen entscheidet die vorsitzen-
de Person der Gemeindevertretung.

(4) Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit angenom-
men wurde, ist über einzelne Teile der Vorlage 
bzw. des Antrages gesondert abzustimmen. 
Über die Vorlage beziehungsweise den Antrag 
ist danach insgesamt zu beschließen.

(5) Anträge zur Geschäftsordnung haben jederzeit 
den Vorrang und müssen vor Sachanträgen be-
handelt werden. Anträge zur Geschäftsordnung 
sind:

a) Anträge zur Begrenzung der Sitzungs-
dauer und deren Aufhebung

b) Anträge auf Schluss der Redeliste und 
deren Wiederaufnahme

c) Anträge auf Schluss der Aussprache
d) Anträge auf Schluss der Aussprache 

und sofortige Abstimmung
e) Anträge auf Begrenzung der Redezeit 

und deren Aufhebung
f) Anträge auf zeitliche Unterbrechung der 

Sitzung
g) Anträge auf Vertagung
h) Anträge auf Verweisung.

Rednerinnen und Redner, die bereits zur Sache 
gesprochen haben, dürfen einen Antrag auf Be-
grenzung der Redezeit, auf Schluss der Rede-
liste und Schluss der Aussprache nicht stellen. 
Ein Antrag auf Schluss der Redeliste ist erst 
nach deren erstmaliger Erstellung zulässig. Zu 
einem Antrag zur Geschäftsordnung ist nur eine 
Gegenrede zulässig. Danach ist über den Antrag 
abzustimmen.

§ 12 Geheime Wahlen 

(�) Zur Vorbereitung und Durchführung von ge-
heimen Wahlen ist aus der Mitte der Gemein-
devertretung ein aus zwei Mitgliedern der Ge-
meindevertretung bestehender Wahlausschuss 
zu bilden, sofern kein ständiger Wahlausschuss 
besteht oder dessen Mitglieder nicht vollzählig 
anwesend sind.

(2) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine 
oder räumlich so abgegrenzt zu erfolgen, dass 
das Wahlgeheimnis gewahrt ist. Einheitliches 
Schreibgerät ist zu verwenden.
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(3) Die Stimmabgabe erfolgt in alphabetischer Rei-
henfolge der Namen der Wahlberechtigten.

(4) Es sind äußerlich gleiche Stimmzettel zu ver-
wenden. Werden keine Umschläge verwendet, 
so sind die Stimmzettel bei der Stimmabgabe 
so zu falten, dass das Wahlgeheimnis gewahrt 
bleibt.

(5) Gewählt wird geheim mit vorbereiteten Stimm-
zetteln, die jeweils 

a)   für den Fall, dass mehrere Bewerberinnen bzw. 
Bewerber zur Verfügung stehen, die Namen der 
Bewerberinnen und Bewerber in alphabetischer 
Reihenfolge sowie jeweils ein Feld für die Kenn-
zeichnung oder

b) für den Fall nur einer Bewerberin bzw. eines 
Bewerbers je ein Feld für die Zustimmung zum 
Wahlvorschlag (JA), für die Ablehnung des Vor-
schlages (NEIN) sowie für die Enthaltung enthal-
ten. 

(6) Stimmzettel, die Zusätze oder Vorbehalte ent-
halten, welche das Stimmverhalten nicht zwei-
felsfrei erkennen lassen oder ungekennzeichnet 
sind, sind ungültig.

(7) Die vorsitzende Person der Gemeindevertretung 
gibt das vom Wahlausschuss festgestellte Er-
gebnis der Wahl bekannt.

(8) Über Einwände zur Durchführung der Wahl, 
entscheidet die Gemeindevertretung. Liegen 
keine Einwände vor oder wurden Einwände zu-
rückgewiesen, stellt die vorsitzende Person der 
Gemeindevertretung die Gültigkeit der Wahl 
fest.

§ 13 Niederschrift 

(�) Der Bürgermeister ist für die Niederschrift ver-
antwortlich. Er bestimmt die Protokollführerin 
oder den Protokollführer.

(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten:
a) den Ort, Tag, Beginn und Ende der Sit-

zung,
b) die Namen der anwesenden, sowie der 

entschuldigt und ohne Entschuldigung 
abwesenden Mitglieder der Gemeinde-
vertretung,

c) die Namen der teilnehmenden Verwal-
tungsbeschäftigten und anderer zugel-
assener Personen,

d) die Feststellung der Ordnungsmäßigkeit 
der Einladung und der Beschlussfähig-
keit

e) die Tagesordnung,
f) den Wortlaut der Anträge mit Namen 

der Antragsteller, den Wortlaut der Be-
schlüsse und die Ergebnisse der Wahlen 
und Abstimmungen,

g) den Ausschluss und die Wiederherstel-
lung der Öffentlichkeit,

h) das Abstimmungsverhalten des Mit-
gliedes der Gemeindevertretung, das 
dessen Protokollierung im Einzelfall ver-
langt,

i) bei namentlicher Abstimmung das Ab-
stimmungsverhalten der Mitglieder der 
Gemeindevertretung,

j) die Namen der wegen eines Mitwir-
kungsverbotes an der Beratung und  
Entscheidung zu einzelnen Tagesord-
nungspunkten nicht mitwirkenden Mit-
glieder der Gemeindevertretung,

k) Beiträge von Mitgliedern der Gemein-
devertretung, sofern sie schriftlich oder 
mündlich ausdrücklich zu Protokoll ge-
geben wurden,

l) der Inhalt der Fragen der Einwohner 
während der Einwohnerfragestunde so-
wie die Antworten auf diese Fragen.

(3) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung 
behandelt wurden, sind gesondert zu protokol-
lieren.

(4) Die Niederschrift ist von der vorsitzenden Per-
son der Gemeindevertretung zu unterzeichnen 
und spätestens mit der Ladung zur nächsten 
ordentlichen Sitzung vorzulegen. Über Einwen-
dungen gegen die Niederschrift  entscheidet  die 
Gemeindevertretung.

(5) Die Sitzungsniederschrift über den öffentlichen 
Teil ist ferner in dem von der Gemeinde zu un-
terhaltenden Bürgerinformationssystem zu ver-
öffentlichen.

(6) Soweit nicht im Einzelfall aus Gründen des öf-
fentlichen Wohls oder zur Wahrung von Rechten 
Dritter etwas anderes beschlossen wird, wird die 
Öffentlichkeit über den Wortlaut der Beschlüsse 
der Gemeindevertretung oder über deren we-
sentlichen Inhalt entsprechend der Regelungen 
der Hauptsatzung der Gemeinde Petershagen/
Eggersdorf unterrichtet. 

§ 14 Bild- und Tonaufzeichnungen 

(�) Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und 
Tonaufzeichnungen der öffentlichen Sitzungen 
der Gemeindevertretung durch Presse, Rund-
funk und ähnliche Medien sind grundsätzlich 
zulässig.



AMTSBLATT FÜR DIE GEMEINDE PETERSHAGEN/EGGERSDORF vom 15.03.2023/JAHRGANG 34 NR. 3/2023

8

(2) Absatz � gilt für von der Gemeindevertretung 
selbst veranlasste Bild- und Tonübertragungen 
sowie Bild- und Tonaufzeichnungen entspre-
chend.

(3) Zur Erleichterung der Fertigung der Sitzungsnie-
derschrift sind Tonaufzeichnungen der vollstän-
digen Sitzung zulässig. Sie sind zu löschen, so-
bald über eventuelle Einwendungen gegen die 
Sitzungsniederschrift beschlossen wurde. 

(4) Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und 
Tonaufzeichnungen zu anderen Zwecken sind 
nur zulässig, wenn alle anwesenden Mitglieder 
der Gemeindevertretung zustimmen.

(5) Die  öffentlichen  Sitzungen  können  durch  Be-
schluss  der  Gemeindevertretung  nach  Maß-
gabe  des  Abs.  6  als  Livestream über die 
Internetseite der Gemeinde übertragen werden.

(6) Bildübertragungen und -aufzeichnungen so-
wie Tonübertragungen und -aufzeichnungen 
erfolgen lediglich von den Mitgliedern der Ge-
meindevertretung. Den Mitgliedern der Gemein-
devertretung wird das Recht eingeräumt, vor 
jedem Redebeitrag den Mitschnitt unterbrechen 
zu lassen. Bild- und Tonübertragungen und  –
aufzeichnungen  von  weiteren  Sitzungsteilneh-
mern,  denen Rederecht eingeräumt ist, dür-
fen nur nach deren Einwilligung vorgenommen 
werden. Es obliegt der vorsitzenden Person der 
Gemeindevertretung, im Bedarfsfall die Unter-
brechung des Mitschnitts zu veranlassen.

§ 15 Fraktionen 

(�) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern 
der Gemeindevertretung. Eine Fraktion muss 
gemäß § 32 BbgKVerf mindestens aus zwei Mit-
gliedern bestehen. Fraktionen wirken gemäß § 
32 Abs. 2 Satz � BbgKVerf an der Willensbil-
dung und Entscheidungsfindung in der Gemein-
devertretung mit.

(2) Die Fraktionen haben der vorsitzenden Person 
der Gemeindevertretung von ihrer Bildung un-
verzüglich schriftlich Kenntnis zu geben. Die 
Mitteilung hat die genaue Bezeichnung der 
Fraktion, die Namen des Fraktionsvorsitzes, 
dessen Stellvertretung sowie aller der Fraktion 
angehörenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu enthalten. Die einer Fraktion 
zustehenden Rechte kann sie nach Zugang der 
Mitteilung nach Satz 2 wahrnehmen. Verände-
rungen sind der vorsitzenden Person der Ge-
meindevertretung stets unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen.

(3) Sind in einer Sitzung der Gemeindevertretung 
Ausschüsse gem. § 43 oder 49 BbgKVerf zu bil-
den oder zu besetzen, so ist der vorsitzenden 
Person der Gemeindevertretung unverzüglich 
und in der Regel bis zum Beginn der Sitzung 
eine Fraktionsbildung oder -änderung nach den 
Bestimmungen des Absatz � zur Kenntnis zu 
geben.

§16 Abweichungen von der Geschäftsordnung

(�) Die Gemeindevertretung kann für den Einzelfall 
Änderungen/Abweichungen von der Geschäfts-
ordnung mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder der Gemeindevertretung beschlie-
ßen, sofern das Gesetz dies zulässt.

(2) Treten während einer Sitzung der Gemeinde-
vertretung Zweifel über die Auslegung der Ge-
schäftsordnung auf, entscheidet die Gemeinde-
vertretung mit einfacher Mehrheit.

II Ausschüsse der Gemeindevertretung 

§ 17 Fachausschüsse 

Die Gemeindevertretung bildet zur Vorbereitung ihrer 
Beschlüsse, zur Kontrolle der Verwaltung und zu effi-
zienteren Sitzungsführung aus ihrer Mitte gemäß § 43 
Abs. � BbgKVerf ständige Ausschüsse (Fachausschüs-
se). Sie legt die Zahl der Sitze sowie die Zahl der in je-
den Ausschuss zu berufenden sachkundigen Einwoh-
nerinnen bzw. Einwohner durch Beschluss fest.

§ 18 Verfahren in den Ausschüssen

(�) Für Geschäftsgang und Verfahren der von der 
Gemeindevertretung gemäß § 43 BbgKVerf 
gebildeten Ausschüsse gelten die Vorschriften 
des Abschnitts I dieser Geschäftsordnung sinn-
gemäß, soweit nicht gesetzlich oder in den fol-
genden Absätzen eine andere Regelung getrof-
fen wird. Abweichend davon können Ladungen 
zu diesen Ausschüssen auch elektronisch erfol-
gen. 

(2) Die Öffentlichkeit soll über Zeit, Ort und Tages-
ordnung der Sitzungen der Ausschüsse durch 
Mitteilung auf der nach § 4 Abs. 2 der Hauptsat-
zung zu unterhaltenden Internet-Seite der Ge-
meinde Petershagen/Eggersdorf  unterrichtet 
werden.

Die Ladungen zu den Sitzungen der Ausschüs-
se müssen den Gemeindevertreterinnen und 
Gemeindevertretern, den sachkundigen Ein-
wohnerinnen und Einwohnern des jeweiligen 
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Ausschusses sowie entsprechend der Themen 
den jeweiligen Beiräten und Beauftragten min-
destens sechs volle Tage vor dem Sitzungstag, 
den Tag der Absendung nicht mitgerechnet, zu-
gehen. Der Ladung sind neben der Tagesord-
nung die Beschlussvorlagen zu den einzelnen 
Tagesordnungspunkten beizufügen, ergänzende 
Unterlagen können in begründeten Ausnahme-
fällen nachgereicht werden, § 2 Absatz 3 Satz 2 
gilt entsprechend.

(3) Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 der BbgKVerf können 
die Rechte nach § 34 Abs. 2 Nr. � BbgKVerf und 
§ 35 Abs. � Satz 2 der BbgKVerf auch von min-
destens zwei stimmberechtigten Ausschussmit-
gliedern geltend gemacht werden.

(4) Die Stellvertretung des Ausschussvorsitzes 
wird von der Fraktion benannt, welche nach 
dem Verfahren d´Hondt gemäß § 43 Abs. 5 S. 
� BbgKVerf das Recht zur Benennung des Vor-
sitzes innehat, bei der benannten Person muss 
es sich jedoch um ein ordentliches Mitglied des 
Ausschusses handeln.

Im Falle der Verhinderung kann die vorsitzende 
Person eines Ausschusses die Sitzungsleitung 
insgesamt oder zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten einem anderen Mitglied des Aus-
schusses übertragen. 

(5) Die Sitzungsniederschrift ist von der vorsitzen-
den Person des Ausschusses zu unterzeichnen 
und spätestens mit der Einladung für die näch-
ste Sitzung des Ausschusses zur Verfügung zu 
stellen. Die Ausschussprotokolle sollen 24 Stun-
den vor der Gemeindevertretungssitzung zu de-
ren Vorbereitung die Ausschüsse getagt haben 
vorliegen. Über Einwendungen gegen die Nie-
derschrift entscheidet der Ausschuss.
Eine Übersicht über die Ergebnisse der Aus-
schussberatungen, insbesondere des Abstim-
mungsverhaltens der Ausschüsse zu einzelnen 
Beschlussvorlagen sowie ggf. angeregter Ver-
änderungen an den Beschlussvorlagen ist zu 
der Einladung der auf die Ausschusssitzung fol-
genden Sitzung der Gemeindevertretung beizu-
fügen, soweit darin Beratungsgegenstände zur 
Beschlussfassung anstehen, die im Ausschuss 
behandelt wurden.

III Hauptausschuss 

§ 19 Hauptausschuss 

(�) Für Geschäftsgang und Verfahren des Hauptaus-
schusses gelten die Vorschriften des Abschnitts 
I dieser Geschäftsordnung entsprechend, soweit 

nicht gesetzlich oder in den folgenden Absätzen 
eine andere Regelung getroffen wird.

(2) Der Hauptausschuss tritt in der Regel neun Tage 
vor der Sitzung der Gemeindevertretung zu ei-
ner Sitzung zusammen. Die Ladung muss den 
Mitgliedern mindestens vier volle Tage vor dem 
Sitzungstag, der Tag der Absendung nicht mit-
gerechnet, zugehen. Sie ist auch den anderen 
Mitgliedern der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(3) Die Beschlüsse des Hauptausschusses oder 
deren wesentlicher Inhalt sind entsprechend der 
Regelung für die Beschlüsse der Gemeindever-
tretung der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, 
soweit nicht im Einzelfall aus Gründen des öf-
fentlichen Wohls oder zur Wahrung von Rechten 
Dritter etwas anderes beschlossen wird.

(4) Die Regelungen des § 2 Abs. 2 gelten für den 
Versand der Ladung zu Sitzungen des Haupt-
ausschusses analog mit der Maßgabe, dass die 
Ladung mindestens vier volle Tage vor dem Sit-
zungstag, den Tag der Absendung nicht mitge-
rechnet, übermittelt wurde.

IV.  Ausschüsse nach besonderen Rechts-
vorschriften

§ 20 Ausschüsse nach besonderen Rechtsvor-
schriften

Die Bestimmungen des Abschnitts I dieser Geschäfts-
ordnung sind sinngemäß auch auf solche Ausschüs-
se der Gemeinde anzuwenden, die auf besonderen 
Rechtsvorschriften beruhen, soweit diese Vorschriften 
nichts anderes bestimmen.

V. Schlussbestimmungen

§ 21 Geschlechtsspezifische Formulierungen
Sofern in dieser Geschäftsordnung oder in Beschlüs-
sen der Gemeindevertretung der Gemeinde Petersha-
gen/Eggersdorf Funktionen mit einem geschlechtsspe-
zifischen Begriff beschrieben werden, gilt die jeweilige 
Bestimmung auch für das jeweils andere Geschlecht 
sowie Divers gleichermaßen, soweit sich aus der Natur 
der Sache nicht etwas anderes ergibt.

§ 22 Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung tritt mit ihrer Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung in Kraft.



Öffentliche Bekanntmachung 

über�die�Genehmigung�der�4.�Änderung�
des�Flächennutzungsplanes�
der�Gemeinde�Petershagen/
Eggersdorf,Ortsteil�Eggersdorf,�
im�Bereich�Karl-Marx-Straße/Rotdornstraße

Die Höhere Verwaltungsbehörde des Landkreises Mär-
kisch Oderland hat die von der Gemeindevertretung 
Petershagen/Eggersdorf am 22.09.2022 in öffentlicher 
Sitzung beschlossene 4. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Petershagen/Eggersdorf, 
Ortsteil Eggersdorf im Karl-Marx-Straße/Rotdornstraße 
mit Verfügung vom �7.02.2023 - Az.: 63.30/04695-22 
gemäß § 6 Abs.� Baugesetzbuch (BauGB) in Verbin-
dung mit § 5 BauGB genehmigt.
Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit gemäß § 6 
Abs. 5 ortsüblich bekannt gemacht. 

Die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes wird 
mit dieser Bekanntmachung wirksam.

Die Öffentlichkeit kann die 4. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes mit der Begründung sowie der zusam-
menfassenden Erklärung, im Rathaus der Gemeinde 
Petershagen/Eggersdorf, Am Markt 8, �5345 Petersha-
gen/Eggersdorf, während der allg. Sprechzeiten (diens-

tags von 9:00 Uhr bis �2:00 Uhr und �3:00 Uhr bis �8:00 
Uhr sowie donnerstags von 9.00 Uhr bis �2.00 Uhr und 
von �3:00 Uhr bis �6:00 Uhr) und nach Vereinbarung 
einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Ergänzend wird gemäß § 6a Abs. 2 BauGB der Flä-
chennutzungsplan mit der Begründung zur Einsicht im 
Geoportal der Gemeinde Petershagen/Eggersdorf ein-
gestellt. 

Gemäß § 2�5 Abs. 2 BauGB wird auf § 2�5 Abs. � 
BauGB verwiesen. § 2�5 Abs. � BauGB hat folgenden 
Wortlaut:
„Unbeachtlich werden

�.  eine nach § 2�4 Abs. � Satz � Nr. � bis 3 beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,

2.  eine unter Berücksichtigung des § 2�4 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und

3.  nach § 2�4 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
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Abb.: Geltungsbereich der 4. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes t
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des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz � gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 2�4 Abs. 2a beachtlich sind.“

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 
� und 2 sowie Abs.4 BauGB hingewiesen. Danach er-
löschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 
bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 

nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Petershagen/Eggersdorf, 2�.02.2023

Marco Rutter Bürgermeister

Abb.: Lage im Gemeindegebiet
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